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Sächsischer Landtag 

8. Wahlperiode 

Antrag 

der  Fraktion Die Linke 

Thema:  Das Urteil des Sächsischen Verfassungsgerichtshofs endlich umsetzen: 

Polizeirechtliche Befugnisse konsequent auf den Boden der Grund-

rechte stellen! 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

I. in Umsetzung des Urteils des Sächsischen Verfassungsgerichtshofs vom 25. Januar 

2024 (Vf.91-I1-19), mit dem konkrete gesetzliche Bestimmungen des Sächsischen 

Polizeivollzugsdienstgesetzes (SächsPVDG) und des Sächsischen Polizeibehörden-

gesetzes (SächsPBG) für teilweise unvereinbar mit der Verfassung des Freistaates 

Sachsen erklärt wurden, unverzüglich einen Gesetzentwurf zur Änderung des 

SächsPVDG sowie des SächsPBG zu erarbeiten und dem Landtag vorzulegen, mit dem 

diese Gesetze nach den Maßgaben, die der Sächsische Verfassungsgerichtshof für die 

vorläufige Fortgeltung und weitere Anwendung der ansonsten für unvereinbar erklärten 

Vorschriften vorgegeben hat, in verfassungskonformer Weise novelliert werden. 

 
II. Mit den im Wege des Gesetzesänderungsvorhabens nach Antragspunkt I vorzuneh-

menden Änderungen insbesondere neu zu regeln, dass 

1. die Befugnisse 

a) zur längerfristigen Observation und zum Einsatz besonderer technischer Mittel in § 63 

Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, 

b) zum Einsatz Verdeckter Ermittler*innen und von V-Personen in § 64 Absatz 1, 

c) zur Überwachung der Telekommunikation in § 66 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3, 

d) zur Erhebung von Verkehrs- und Nutzungsdaten in § 67 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 

Satz 1 und 

e) zur Identifizierung und Lokalisierung von Telekommunikationsendgeräten in § 68 

Absatz 1 SächsPVDG 

nur dann zur Verhinderung der Verwirklichung von Straftatbeständen, die Vorberei-

tungshandlungen oder bloße Rechtsgutsgefährdungen erfassen, angewendet werden 

dürfen, wenn ein bedeutendes Rechtsgut im Sinne der jeweiligen Vorschrift zumindest 

konkretisiert gefährdet ist; 
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2. im Hinblick auf die gesetzlichen Benachrichtigungspflichten über polizeiliche Maß-

nahmen und deren Abschluss eine Benachrichtigung nach § 74 Absatz 3 Satz 1 

Nummer 3 SächsPVDG nur dann zur Verhinderung der Verwirklichung von Straf-

tatbeständen, die Vorbereitungshandlungen oder bloße Rechtsgutsgefährdungen 

erfassen, zurückgestellt werden darf, wenn zum Zeitpunkt der Entscheidung über die 

Zurückstellung ein bedeutendes Rechtsgut im Sinne von § 64 Absatz 1 in Verbindung 

mit § 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 SächsPVDG zumindest konkretisiert 

gefährdet ist; 

3. die Befugnis zur Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung und zur gezielten 

Kontrolle in § 60 Absatz 2 Nummer 1 und 2, Absatz 3 Nummer 1 und 2 SächsPVDG 

nur dann zur Verhinderung der Verwirklichung von Straftatbeständen, die Vorberei-

tungshandlungen oder bloße Rechtsgutsgefährdungen erfassen, angewendet werden 

darf, wenn ein bedeutendes Rechtsgut im Sinne der Vorschrift zumindest konkretisiert 

gefährdet ist; 

4. die Befugnis zur Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel zur Bildauf-

nahme und -aufzeichnung nach § 30 Absatz 1 Nummer 2 SächsPBG nur an oder in 

Objekten im Sinne des § 15 Absatz 1 Nummer 3 SächsPVDG oder in deren unmit-

telbaren Nähe angewendet werden darf, soweit Tatsachen die Annahme rechtfer-

tigen, dass dort künftig Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten begangen werden, 

durch die Personen, Sach- oder Vermögenswerte gefährdet werden; 

5. die Befugnis zur Weiterverarbeitung personenbezogener Daten in § 80 Absatz 2 

SächsPVDG nur nach Maßgabe des § 79 Absatz 2 bis 5 SächsPVDG angewendet 

werden darf; 

6. die Befugnisse zur Aufenthaltsanordnung und zum Kontaktverbot sowie zur elektro-

nischen Aufenthaltsüberwachung in § 21 Absatz 2, Absatz 3 und § 61 Absatz 1, 

Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 Alternative 1, Satz 7 Nummer 1 SächsPVDG nur dann zur 

Verhinderung der Verwirklichung von Straftatbeständen, die Vorbereitungshand-

lungen oder bloße Rechtsgutsgefährdungen erfassen, angewendet werden dürfen, 

wenn ein bedeutendes Rechtsgut im Sinne der jeweiligen Vorschrift zumindest 

konkretisiert gefährdet ist. 

 

Begründung: 

Mit seinem Urteil vom 25. Januar 2024 (Vf. 91-I1-19) hat der Sächsische Verfassungs-

gerichtshof auf einen hieraufgerichteten Normenkontrollantrag von Abgeordneten der 

Fraktion Die Linke und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eine Reihe von 

gesetzlichen Bestimmungen des Sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetzes (SächsPVDG) 

und des Sächsischen Polizeibehördengesetzes (SächsPBG) für teilweise unvereinbar mit 

der Verfassung des Freistaates Sachsen (SächsVerf) erklärt. Es machen sich daher 

materielle Neuregelungen in Bezug auf die betroffenen Vorschriften zwingend erforderlich.  

Der Sächsische Verfassungsgerichtshof hat in seinem Urteil ferner bestimmt, dass die für 

unvereinbar erklärten Gesetzesbestimmungen vorläufig unter bestimmten Maßgaben 

fortgelten können, bei denen es sich um Verfahrensvorkehrungen zum Schutz der 
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betroffenen Grundrechte handelt, namentlich zum Schutz der freien Entfaltung der 

Persönlichkeit (Artikel 15 SächsVerf), des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Artikel 15 in 

Verbindung mit Artikel 14 Absatz 1 Satz 1 SächsVerf), des Rechts der Freiheit der Person 

(Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 SächsVerf), des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 27 Absatz 1 

SächsVerf), des Rechts auf Datenschutz (Artikel 33 SächsVerf) und der Rechtsweggarantie 

(Artikel 38 Satz 1 SächsVerf). Die zu treffenden Neuregelungen haben diese Maßgaben 

unter Beachtung der im Urteil angegebenen Gründe zu berücksichtigen. 

Schließlich hat der Sächsische Verfassungsgerichtshof in seinem Urteil bestimmt, dass die 

für unvereinbar erklärten Bestimmungen unter Beachtung der vom Verfassungsgerichtshof 

erklärten Maßgaben längstens bis zum 30. Juni 2026 fortgelten dürfen. Die zu treffenden 

Neuregelungen haben folglich bis spätestens dahin zu erfolgen. Die in Verbindung mit den 

oben genannten Maßgaben vorgenommene Fristsetzung dient offenkundig dazu, die Polizei 

Sachsen in Bezug auf die betroffenen Vorschriften nicht sofort und gänzlich befugnislos zu 

stellen, sondern eine „Übergangszeit“ einzuräumen. 

Nach Auffassung der Fraktion Die Linke besteht damit allerdings keine Verleitung und auch 

sonst keine nachvollziehbare Veranlassung der Staatsregierung dazu, diese Phase zeitlich 

auszureizen und die notwendigen Änderungen weiterhin nicht vorzunehmen. Denn auch 

wenn mit den vom Verfassungsgerichtshof bestimmten Verfahrensvorkehrungen ein Schutz 

der betroffenen Grundrechte gewährleistet ist, weicht nunmehr die Polizeipraxis bei der 

Anwendung einer Reihe polizeirechtlicher Befugnisse im Freistaat Sachsen substanziell 

vom derzeitig geltenden Gesetzeswortlaut ab. Es entspricht den Verfassungsgeboten der 

Rechtssicherheit und Rechtsklarheit sowie der Gesetzmäßigkeit insbesondere polizeilichen 

Handelns, diesen Rechtszustand schnellstmöglich gesetzgeberisch zu bereinigen. 

Soweit der Staatsminister des Innern in seiner am 7. März 2024 zum Antrag der Fraktion 

Die Linke in Drucksache 7/15711 erteilten Stellungnahme ausführte, die Staatsregierung 

werde nach Abschluss der Auswertung des Urteils des Sächsischen Verfassungs-

gerichtshofs einen Gesetzentwurf zur Novellierung der für teilweise unvereinbar erklärten 

Vorschriften des SächsPVDG und des SächsPBG vorlegen, ist anzunehmen, dass 

inzwischen ausreichend Zeit und Gelegenheit für eine solche Auswertung bestand.  

Gleichwohl ist die Vorlage eines Gesetzesentwurfs bislang – auch ein Jahr nach dem Urteil 

– nicht erfolgt, ohne dass Sachgründe für ein weiteres Zuwarten erkennbar sind. Eben diese 

Vorlage eines Gesetzentwurfes, der die erforderlichen Konsequenzen zum Schutz der 

Grund- und Freiheitsrechte aus dem o. g. Urteil des Sächsischen Verfassungsgerichtshofes 

zieht – und nicht mehr– verlangt der vorliegende Antrag. 

 

Dresden, den 12. Dezember 2024 

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 
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